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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, S. 162. — Geſetz, betreffend die Uebernahme einer 
Zinsgarantie des Staates für Prioritätsanleihen der Halle-Sorau Gubener Eiſenbahngeſellſchaft bis 
auf Höhe von 29,730,000 Mark, S. 162. — Allerhöhfter Erlaß, betreffend die Beſtellung 
eines Provinzial ⸗Steuerdirektors für die Verwaltung des Zolles und der inneren indirekten Abgaben 
in der Provinz Brandenburg einſchließlich der Stadt Berlin, mit dem Sitze in Berlin, S. 157. — 
Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung des neu kodiftzirten Statuts der Mansfeldſchen 
Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft, S. 168. 


(Nr. 8415.) Geſetz, betreffend die Uebertragung der Eigenthums- und ſonſtigen Rechte des 
Staates an Eiſenbahnen auf das Deutſche Reich. Vom 4. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


F. 1. 


Die Staatsregierung iſt ermächtigt, mit dem Deutſchen Reiche Verträge 

abzuſchließen, durch welche 

1) die geſammten im Bau oder Betriebe befindlichen Staatseiſenbahnen 
nebſt allem Zubehör und allen hinſichtlich des Baues oder Betriebes 
von Staatseiſenbahnen beſtehenden Berechtigungen und Verpflichtungen 
des Staates gegen angemeſſene Entſchädigung kaufweiſe dem Deutſchen 
Reiche übertragen werden; 

2 alle et des Staates bezüglich der Verwaltung oder des Ber 
triebes der nicht in ſeinem Eigenthum ſtehenden Eiſenbahnen an das 
Deutſche Reich übertragen werden; 

3) im gleichen Umfange alle ſonſtigen, dem Staate an Eiſenbahnen zu⸗ 
ſtehenden Antheils⸗ und anderweiten Vermögensrechte — gegen ange 
meſſene Entſchädigung — an das Deutſche Reich abgetreten werden; 

4) ebenſo alle Verpflichtungen des Staates bezüglich der nicht in feinem 
Eigenthum ſtehenden Eiſenbahnen vom Deutſchen Reiche gegen ange⸗ 
meſſene Vergütung übernommen werden. 

Jahrgang 1876. (Nr. 84158417.) 25 $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 28, Juni 1876. 
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5 $. 2. 
Bezüglich der im F. 1. unter 1. 3. und 4. erwähnten Vereinbarungen 
bleibt die Genehmigung der beiden Häuſer des Landtages vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. Juni 1876. 


(L. S) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


(Nr. 8416.) Geſetz, betreffend Erhöhung der Gebühren der Notarien im Bezirk des Appel 
lationsgerichtshofes zu Cöln. Vom 11. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, was folgt: 

Die den Notarien im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln nach 
den dort geltenden Beſtimmungen zuſtehenden Gebühren werden um ein Viertel 
ihres Betrages erhöht, und die bei der Umrechnung dieſer erhöhten Gebühren 
in Reichswährung ſich ergebenden Pfenni bfünßt welche nicht durch fü 


un 
theilbar find, auf den nächſten höheren durch fünf theilbaren Betrag bg del 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8417.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie des Staates für Priori⸗ 
tätsanleihen der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft bis auf Höhe 
von 29,730,000 Mark. Vom 17. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 
§. 1. 


Der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft wird die Garantie des 
Staates für die Verzinſung der von ihr in Gemäßheit der Privilegien vom 
18. No⸗ 
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18. November 1871. und 17. Juli und 7. Auguſt 1872. aufgenommenen An- 
leihen in Höhe von zuſammen 6,910,000 Thaler = 20,730,000 Mark, ſowie 
einer noch aufzunehmenden Anleihe bis auf Höhe von 9,000,000 Mark nach 
Maßgabe des beigedruckten, unterm 7. Juli 1875. mit der Geſellſchaft abge⸗ 
3 ſchloſſenen Vertrages hiermit und zwar in der Art bewilligt, daß die Konverti⸗ 
rung der Schuldverſchreibungen der aufgenommenen Anleihen, ſobald es die 
Staatsregierung verlangt, und unter den von der letzteren feſtzuſtellenden Be- 
dingungen zu bewirken iſt. 
$. 2. 


Die Entſcheidungen des Handelsminiſters über Erinnerungen des Aufſichts⸗ 
raths gegen die Rechnungen (F. 4. des Vertrages) find der Ober-Rechnungs⸗ 
kammer mitzutheilen. Letztere hat dieſelben nach Maßgabe des Geſetzes vom 
27. März 1872. zu prüfen und die dabei ſich ergebenden Bemerkungen dem Land- 
tage vorzulegen. 

§. 3. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 17. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


A | 
Ddwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober⸗ 
Regierungsrath D' Avis und den Geheimen Finanzrath Rötger als Kommiffa- 
rien des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und des Finanz— 
miniſters einerſeits, und der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten 
durch deren Direktion andererſeits, iſt mit Ermächtigung der am 30. Juni d. J. 
abgehaltenen Generalverſammlung der Aktionäre der bezeichneten Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft unter dem Vorbehalt der Genehmigung des Verwaltungsraths dieſer Ge— 
ſellſchaft und der landesherrlichen Genehmigung nachſtehender Vertrag abge 
ſchloſſen worden. 
F. 1. 


Die Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft überträgt dem Staate vom 
1. Januar 1877. ab auf ewige Zeiten die Verwaltung und den Betrieb des der 
Geſellſchaft konzeſſionirten Bahnunternehmens. ERW 8 
(Nr. 8417.) 25* $. 2. 
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. 2. 


Die Verwaltung und der Betrieb der Bahn geſchieht lediglich für Rechnung 
und Gefahr der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die von dem Staate mit der Verwaltung betraute Königliche Behörde 
vertritt die Geſellſchaft nach innen und außen und bildet den Vorſtand der- 
ſelben mit allen Befugniſſen, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſell⸗ 
9 re und oh andere Beſchränkungen, als in dieſem Vertrage feſt⸗ 
geſetzt ſind. 

Die Verwaltung geſchieht nach Maßgabe der der Geſellſchaft extheilten 
Borsche. Konzeſſionen und der von dem Handelsminiſter desfalls ergehenden 

orſchriften. 

Die mit der Verwaltung betraute Königliche Behörde hat die bis zur 
Uebernahme der Verwaltung von der Geſellſchaft durch deren vorherige Ver⸗ 
waltungsorgane ſtatutgemäß eingegangenen Verpflichtungen, insbeſondere auch 
die mit Beamten der Verwaltung abgeſchloſſenen Verträge zu beachten und die 
der Geſellſchaft hieraus erwachſenen Geldverbindlichkeiten aus dem Geſellſchafts⸗ 
fonds & berichtigen. 

oweit dieſe Verpflichtungen zu ihrer Perfektion der ſtaatlichen Geneh⸗ 
migung bedurften, wird durch Vorſtehendes — ſowie im Falle der käuflichen 
Uebernahme der Bahn durch die Beſtimmuhezu lich des zwiſchen der Halle: Sorau⸗ 
keinerlei Verpflichtung der Staatsregierung Berliner Handelsgeſellſchaft am 8. Sep⸗ 
übernommen. Dies ilt insbeſondere bezů r DD g⁰jοανsauntii der hun- Soluu⸗ 
Gubener Ei enbahngeſellſchaft und der Berliner Handelsgeſellſchaft am 8. Sep- 
tember 1874. abgeſchloſſenen Vertrages. 


$. 3. 


Wird mit der Verwaltung des Halle⸗Sorau⸗Gubener Bahnunternehmens 
eine beſtehende Königliche Eiſenbahndirektion betraut, ſo wird die letztere über 
erſteres zwar getrennte Rechnung führen, es ſollen aber dann die Koſten der 
allgemeinen Verwaltung auf die Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahn und die der 
betreffenden Direktion ſonſt unterſtellten Bahnen nach deren Kilometerzahl ver⸗ 
theilt werden. 5 


Die mit der Verwaltung betraute Königliche Eiſenbahndirektion hat mit 
dem Verwaltungsrathe, welcher für die Folge als Aufſichtsrath fungirt, über alle 
rer Verwaltungsangelegenheiten, insbeſondere über die Beſchaffung der 
Mittel zur etwaigen Erweiterung oder beſſeren „ des Unternehmens, 
über Bemeſſung der dem Reſerve- und Erneuerungsfonds zu überweiſenden 
Summen, über Feſtſtellung und Abänderung der Tarife, ſowie über Feſtſetzung 
der Dividenden in Berathung zu treten und im Falle der Meinungsverſchieden⸗ 
heit die alsdann maßgebende Entſcheidung des Miniſters für Handel Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten einzuholen. 

Dem Aufſichtsrathe wird über den Betrieb des Unternehmens in der erſten 
Hälfte des auf das betreffende Betriebsſahr folgenden Jahres die Betriebs- 
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rechnung zur Prüfung und Decharge-Ertheilung vorgelegt. Diejenigen Erinne⸗ 
rungen gegen die Rechnungen, hehe nicht ſchon durch die Königliche Direk⸗ 
tion ſelbſt erledigt werden, werden dem Miniſter für Handel, Gewerbe und 
en Arbeiten vorgetragen, welchem darüber die ſchließliche Entſcheidung 
zuſteht. 

Alle dem Aufſichtsrath nach den Statuten zuſtehenden Verwaltungsbefug⸗ 
niſſe kommen in Wegfall. 


$. 5. 


Im zweiten oder dritten Quartal jeden Jahres finden die ordentlichen Ge— 
neralverſammlungen der Aktionäre ſtatt, in welchen die Wahl der Mitglieder 
des Aufſichtsraths nach Maßgabe des Statuts vollzogen und der Geſchäftsbericht 
der Königlichen Direktion für das verfloſſene Betriebsjahr, ſowie der Bericht des 
Aufſichtsraths über die Prüfung der Rechnung für daſſelbe unter Vorlegung 
des Rechnungsabſchluſſes erſtattet wird. 

In Angelegenheiten der Verwaltung und des Betriebes ſteht der General⸗ 
verſammlung eine für die Königliche Direktion bindende Beſchlußfaſſung nicht zu. 
Dagegen behält es bei den Beſtimmungen des $. 31. des Geſellſchaftsſtatuts 
ſein Bewenden. 


$ 6. 


Die zum vollſtändigen Ausbau und zur Ausrüſtung der Bahn, zur Aus⸗ 
leichung der Unterbilanz per ultimo 1875. und zur Deckung einer ſchwebenden 
chuld erforderlichen Geldmittel werden durch Ausgabe neuer 43prozentiger 

Prioritätsobligationen der Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft in Höhe 
von 9,000,000 Mark beſchafft. 

Der Staatsregierung bleibt die Beſtimmung der Modalitäten der Be- 
gebung dieſer Obligationen lediglich überlaſſen. Das der Halle-Sorau-Gubener 
Eiſenbahngeſellſchaft unterm 14. Oktober 1874. ertheilte Allerhöchſte Privi⸗ 
legium zur Emiſſion von 6,495,000 Mark Prioritätsobligationen — wovon 
die Geſellſchaft noch keinen Gebrauch gemacht hat — wird hierdurch für er— 
loſchen erklärt. 


$. 7. 


Für den Fall, daß der 15 d der Bahn im Jahre 1876. oder ſpäter 
ck Verzinſung und Amortiſation der bereits eden d und zur Verzinſung 
er nach vorſtehendem Paragraphen noch auszugebenden Obligationen nicht aus⸗ 
reichen ſollte, wird vom Staate der erforderliche Zuſchuß geleiſtet. 
Der Reinertrag wird dergeſtalt berechnet, daß von den geſammten Jahres⸗ 
einnahmen der Bahn g 

a) die laufenden Betriebskoſten jeder Art, 

b) die konzeſſionsmäßig dem Reſerve- und dem Erneuerungsfonds zuzu⸗ 

führenden Beträge 

abgezogen werden. 1 
Gr. 8417) So⸗ 
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Soweit wider Erwarten durch die 1 Jahreseinnahmen der Bahn 
die Betriebskoſten nicht gedeckt werden ſollten, hat der Staat auch hier den ev 
forderlichen Zuſchuß zu leiſten. 

g §. 8. 


Zur Amortiſation der im F. 6. bezeichneten Obligationen ſollen — vorbe- 
haltlich näherer desfallſiger Beſtimmung in dem zu ertheilenden Allerhöchſten 
Anleiheprivilegium — jährlich verwendet werden: 

a) der nach Deckung der Zinſen der Obligationen etwa verbleibende Rein— 

ertrag bis zur Höhe eines halben Prozents der bewilligten Anleihe, 


b) die Zinſen der amortiſirten Obligationen. 


§. 9. 


Die aus der Staatskaſſe in Gemäßheit des F. 7. etwa geleiſteten Zufchüffe 
nebſt fünf Prozent Zinſen derſelben werden aus den die Zinſen⸗ und Amorti⸗ 
ſationsquoten der Anleihe überſteigenden Reinerträgen ſpäterer Betriebsjahre er- 
ſtattet. Die Inhaber der Stammaktien und der Stamm⸗Prioritätsaktien ſollen 
erſt dann Anſpruch auf n einer Dividende haben, wenn die aus der 
Staatskaſſe geleiſteten Zuſchüſſe nebſt Zinſen vollſtändig erſtattet und etwaige 
1 5 5 dem Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds aus den Vorjahren gedeckt 
worden ſind. 

Ueberſteigt alsdann der zur Zahlung einer Dividende disponible Reinertrag 
vier Prozent des zur Emiſſion gelangten Aktienkapitals, ſo ſoll dem Staate der 
dritte Theil jenes Ueberſchuſſes über vier Prozent zufallen. 


$. 10. 


Nach Ablauf von 15 Jahren, vom 1. Januar 1876. ab 8 iſt der 
Staat jederzeit berechtigt, die Uebertragung des Eigenthums der Bahn nebſt 
ſämmtlichem beweglichen und unbeweglichen Zubehör derſelben, insbeſondere dem 
angeſammelten Reſerve- und Erneuerungsfonds und allen Aktivforderungen der 
Geſellſchaft, zu verlangen. a 
Die Gegenleiſtung des Staats ſoll in der Uebernahme ſämmtlicher Schulden 
beſtehen. aßen hat der Staat, falls die geſammten Bruttoeinnahmen der 
der Abtretung der Bahn vorhergegangenen fünf Betriebsjahre einen Ueberſchuß 
über die geſammten Betriebskoſten, Rücklagen zum Reſerve⸗ und Erneuerungs⸗ 
fonds, Zinſen und Amortiſationsquoten der Anleihen der Geſellſchaft innerhalb 
deſſelben Zeitraums ergeben haben, den fünffachen Betrag des — nach Abzug 
des dem Staat nach F. 9. zugefallenen Reinertragsantheils verbleibenden — 
Ueberſchuſſes als Kapitalabfindung zu zahlen. Auf dieſe Abfindung kommen indeß 
die bis zur Uebernahme der Bahn noch nicht erſtatteten Zuſchüſſe des Staats 
nebſt Zinſen (ekr. $$. 7. und 9.) zum vollen Betrage compensando in Anrech— 
nung. Die Uebertragung des Eigenthums der Bahn kann vom Staat nur zum 
Beginn eines Betriebsjahres nach mindeſtens ein Jahr vorher erfolgter Ankün⸗ 
digung verlangt werden. 
$. 11. 
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. 11. 


Bis zem 1. Januar 1877. wird die Verwaltung und der Betrieb der 
Bahn von den zur Zeit beſtehenden Geſellſchaftsorganen nach Maßgabe des Geſell— 
ſchaftsſtatuts fortgeführt. 

Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft wird jedoch in allen ſeiner Kompetenz 
unterliegenden, und die Direktion in denjenigen Verwaltungs- und Betriebsfragen, 
welche für die Bahn von finanzieller Bedeutung ſind, vom Tage der Perfektion 
dieſes Vertrages ab, die Genehmigung des Miniſters für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten einholen. Insbeſondere ſollen ohne Genehmigung des Mi- 
niſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten neue Beamte nicht an- 
geſtellt, und die Gehälter der angeſtellten Beamten nicht erhöht werden. 


Berlin, am 7. Juli 1875. 
D' Avis. Rötger. Die Direktion der 
Halle - Sorau- Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(. 8.) 
Hartnack. Poſſeldt. 


Vorſtehender Vertrag wird hierdurch von uns genehmigt. 
Berlin, am 5. September 1875. 


Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(. S.) 
v. Bernuth. 


(Fr. 8418.) Allerhöoͤchſter Erlaß vom 1. Oktober 1875., betreffend die Beſtellung eines Pro- 
vinzial⸗Steuerdirektors für die Verwaltung des Zolles und der inneren 
indirekten Abgaben in der Provinz Brandenburg einſchließlich der Stadt 
Berlin, mit dem Sitze in Berlin. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 28. v. Mts. genehmige Ich, 
daß für die Verwaltung des Zolles und der inneren indirekten Abgaben in der 
Geben Brandenburg einſchließlich der Stadt Berlin, ſobald die erforderlichen 

eldmittel durch den Staatshaushalts⸗Etat bewilligt fein werden, ein Provinzial⸗ 
Steuerdirektor mit dem Sitze in Berlin und mit den Pflichten und Befugniſſen 
er in den übrigen Provinzen bereits in Wirkſamkeit befindlichen Provinzial⸗ 
Steuerdirektoren, unter gleichzeitiger Auflöſung der bisherigen Abtheilungen für 
(Nr. 8417-8419.) die 
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die indirekten Steuern bei den Regierungen z Potsdam und Frankfurt a. d. O. 
beſtellt und dem Finanzminiſterium unmittelbar untergeordnet werde. 

Die Ausführung dieſes, durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichenden 
Erlaſſes und die Feſtſetzung des Zeitpunktes für dieſelbe wird dem Finanzminiſter 
übertragen. 

Baden-Baden, den 1. Oktober 1875. 


Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 


An das Staatsminiſterium. 


Unter Bezugnahme auf den vorſtehenden Allerhöchſten Erlaß vom 1. Okto⸗ 
ber v. IJ. wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der für die 
Provinz Brandenburg zu ernennende Provinzial⸗Steuerdirektor mit dem 1. Okto⸗ 
ber d. J. in Thätigkeit treten wird. 


Berlin, den 16. Juni 1876. 


Der Finanzminiſter. 
Camphauſen. 


(Nr. 8419.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung des neu kodifizirten Statuts der 
Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft. Vom 18. Juni 1876. 


“a Kaiſers und Königs Majeftät haben unter dem 7. des laufenden Monats 
dem abgeänderten Statut der in Eisleben 1 Mansfeldſchen Kupfer⸗ 
ſchiefer en Gewerkſchaft vom 10. April 1876. die Genehmigung zu er- 
theilen geruht. Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung zu Merſeburg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 18. Juni 1876. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Deder), 


9 


1. 


